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232

Berichtigung der Verordnung zur Änderung
der Sonderbauverordnung

Vom 9. Januar 2020

Die Verordnung zur Änderung der Sonderbauverordnung 
vom 2. August 2019 (GV. NRW. S. 488) ist wie folgt zu be-
richtigen:

In Artikel 1 Nummer 61 Buchstabe a wird in Nummer 4 
das Wort „Längsseite“ durch das Wort „Längsseiten“ er-
setzt.

Düsseldorf, den 9. Januar 2020

Ministerium
für Heimat, Kommunales, Bau und Gleichstellung

des Landes Nordrhein-Westfalen

Im Auftrag

Dr.  W i l k

– GV. NRW. 2020 S. 148

232

Zweite Berichtigung
der Sonderbauverordnung

Vom 9. Januar 2020

Die Sonderbauverordnung vom 2.  Dezember 2016 (GV. 
NRW. 2017 S. 2, ber. S. 120) ist wie folgt zu berichtigen:

In §  46 Nummer  5 wird die Angabe „3“ durch die An-
gabe „2“ ersetzt.

Düsseldorf, den 9. Januar 2020

Ministerium
für Heimat, Kommunales, Bau und Gleichstellung

des Landes Nordrhein-Westfalen

Im Auftrag

Dr.  W i l k

– GV. NRW. 2020 S. 148

320

Vierte Verordnung
zur Änderung der eAkten-Verordnung

in Zivil- und Familiensachen
Vom 4. Februar 2020

Auf Grund des § 298a Absatz 1 Satz 2, 3 und 4 der Zivil-
prozessordnung in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 5. Dezember 2005 (BGBl.  I S.  3202; 2006 I S.  431; 
2007 I S.  1781), von denen Satz  4 durch Artikel 11 des 
Gesetzes vom 5. Juli 2017 (BGBl. I S. 2208) geändert wor-
den ist, und des § 14 Absatz 4 des Gesetzes über das Ver-
fahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit vom 17. Dezember 2008 
(BGBl. I S. 2586, 2587), der zuletzt durch Artikel 13 des 
Gesetzes vom 5. Juli 2017 (BGBl. I S. 2208) geändert wor-
den ist, in Verbindung mit § 1 Absatz 2 des Justizgesetzes 
Nordrhein-Westfalen vom 26. Januar 2010 (GV. NRW. 
S.  30), der durch Gesetz vom 12. Juli 2019 (GV. NRW. 
S.  364) geändert worden ist, verordnet das Ministerium 
der Justiz:

Artikel 1

Die Anlage der eAkten-Verordnung in Zivil- und Fami-
liensachen vom 16. Oktober 2018 (GV. NRW. S.  578), 

die  zuletzt durch Verordnung vom 18. Dezember 2019 
(GV. NRW. 2020  S.  28) geändert worden ist, wird wie 
folgt gefasst:

„Anlage zu § 1 Absatz 1

Nr. Gericht
1. Oberlandesgericht Düsseldorf
2. Oberlandesgericht Hamm
3. Oberlandesgericht Köln
4. Landgericht Aachen
5. Landgericht Bielefeld
6. Landgericht Bochum
7. Landgericht Bonn
8. Landgericht Detmold
9. Landgericht Duisburg
10. Landgericht Düsseldorf
11. Landgericht Essen
12. Landgericht Hagen
13. Landgericht Köln
14. Landgericht Krefeld
15. Landgericht Mönchengladbach
16. Landgericht Paderborn
17. Landgericht Siegen
18. Amtsgericht Bielefeld
19. Amtsgericht Bochum
20. Amtsgericht Bonn
21. Amtsgericht Detmold
22. Amtsgericht Dortmund
23. Amtsgericht Duisburg
24. Amtsgericht Essen
25. Amtsgericht Hagen
26. Amtsgericht Hamm
27. Amtsgericht Krefeld
28. Amtsgericht Recklinghausen
29. Amtsgericht Rheinbach
30. Amtsgericht Siegburg
31. Amtsgericht Siegen
32. Amtsgericht Wipperfürth

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 1. März 2020 in Kraft.

Düsseldorf, den 4. Februar 2020

Der Minister der Justiz
des Landes Nordrhein-Westfalen

Peter  B i e s e n b a c h

– GV. NRW. 2020 S. 148

320

Verordnung zur elektronischen Aktenführung 
bei den Gerichten der Arbeitsgerichtsbarkeit 

im Land Nordrhein-Westfalen
(eAkten-Verordnung Arbeitsgerichtsbarkeit – 

eAktVO ArbG)
Vom 3. Februar 2020

Auf Grund des §  46e Absatz  1 Satz  2, 3 und 4 des Ar-
beitsgerichtsgesetzes in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 2. Juli 1979 (BGBl. I S. 853, 1036), von denen 
Satz 2 durch Artikel 2 Nummer 4 Buchstabe a des Geset-
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zes vom 26. März 2008 (BGBl. I S. 444) und Satz 4 durch 
Artikel 16 Nummer  3 Buchstabe b des Gesetzes vom 5. 
Juli 2017 (BGBl.  I S.  2208) geändert worden ist, in Ver-
bindung mit § 1 Absatz 2 des Justizgesetzes Nordrhein-
Westfalen vom 26. Januar 2010 (GV. NRW. S.  30), der 
durch Gesetz vom 12. Juli 2019 (GV. NRW. S. 364) geän-
dert worden ist, verordnet das Ministerium der Justiz:

§ 1
Anordnung der elektronischen Aktenführung

Bei den in der Anlage bezeichneten Gerichten werden 
die Akten in den durch Verwaltungsvorschrift bekannt zu 
machenden Verfahren elektronisch geführt. Die Bekannt-
machung erfolgt durch Allgemeine Verfügung im Justiz-
ministerialblatt für das Land Nordrhein-Westfalen. 
Akten, die ab dem in der Allgemeinen Verfügung angege-
benen Datum neu angelegt werden, werden im Ganzen 
elektronisch geführt. Akten, die zum angegebenen 
Datum bereits in Papierform angelegt sind, werden im 
Ganzen in Papierform geführt; dies betrifft auch von an-
deren Gerichten oder Spruchkörpern insbesondere 
wegen Unzuständigkeit abgegebene Verfahren, soweit die 
Akten dort zum angegebenen Datum bereits in Papier-
form angelegt waren.

§ 2
Bildung elektronischer Akten

(1) Elektronische Dokumente sowie in Papierform bei-
behaltene Schriftstücke und sonstige Unterlagen gemäß 
§ 3 Absatz 1 Satz 2, die dieselbe Angelegenheit betreffen, 
sind zu Akten zu vereinigen.

(2) Enthält eine elektronisch geführte Akte sowohl elek-
tronische als auch in Papierform beibehaltene Bestand-
teile, so muss beim Zugriff auf jeden der Teile ein Hin-
weis auf den jeweils anderen Teil enthalten sein.

(3) Elektronisch geführte Akten sind so zu strukturieren, 
dass sie die gerichtsinterne Bearbeitung sowie den Ak-
tenaustausch unterstützen.

§ 3
Übertragung von Papierdokumenten

(1) Schriftstücke und sonstige Unterlagen, die zu einer 
elektronisch geführten Akte in Papierform eingereicht 
werden, sind in die elektronische Form zu übertragen. 
Ausgenommen sind Schriftstücke und sonstige Unter-
lagen, deren Übertragung wegen ihres Umfanges oder 
ihrer sonstigen Beschaffenheit unverhältnismäßig wäre, 
sowie in Papierform geführte Akten anderer Instanzen 
und Beiakten.

(2) Es ist sicherzustellen, dass das elektronische Doku-
ment mit den vorliegenden Schriftstücken und sonstigen 
Unterlagen bildlich und inhaltlich übereinstimmt. Die 
Übertragung hat nach dem Stand der Technik zu erfol-
gen. Dies ist insbesondere der Fall, wenn den Anforde-
rungen der Technischen Richtlinie 03138 Ersetzendes 
Scannen (RESISCAN) des Bundesamtes für Sicherheit in 
der Informationstechnik genügt wird. Eingescannte 
Leerseiten werden nicht gespeichert.

(3) Die in Papierform vorliegenden, in die elektronische 
Form übertragenen Schriftstücke und sonstigen Unter-
lagen können sechs Monate nach der Übertragung ver-
nichtet werden, sofern sie nicht rückgabepfl ichtig sind.

§ 4
Führung und Aufbewahrung elektronischer Akten

Die elektronische Akte ist mit einem elektronischen Da-
tenverarbeitungssystem nach dem Stand der Technik zu 
führen und aufzubewahren, das insbesondere gewähr-
leistet, dass 

1.  die elektronische Akte benutzbar, lesbar und auffind-
bar ist (Verfügbarkeit), 

2.  die Funktionen der elektronischen Akte nur genutzt 
werden können, wenn sich der Benutzer dem System 
gegenüber identifi ziert und authentisiert (Identifi ka-
tion und Authentisierung), 

3.  die eingeräumten Benutzungsrechte im System ver-
waltet werden (Berechtigungsverwaltung), 

4.  die eingeräumten Benutzungsrechte vom System ge-
prüft werden (Berechtigungsprüfung),

5.  die Vornahme von Veränderungen und Ergänzungen 
der elektronischen Akte im System protokolliert wird 
(Beweissicherung), 

6.  eingesetzte Datensicherungs-Systeme ohne Sicher-
heitsrisiken wiederhergestellt werden können (Wie-
deraufbereitung), 

7.  etwaige Verfälschungen der gespeicherten Daten 
durch Fehlfunktionen des Systems durch geeignete 
technische Prüfmechanismen rechtzeitig bemerkt 
werden können (Unverfälschtheit), 

8.  die Funktionen des Systems fehlerfrei ablaufen und 
auftretende Fehlfunktionen unverzüglich gemeldet 
werden (Verlässlichkeit) und

9.  der Austausch von Daten im System und bei Einsatz 
öffentlicher Netze sicher erfolgen kann (Übertra-
gungssicherheit).

§ 5
Ersatzmaßnahmen

Im Falle anhaltender technischer Störungen beim Be-
trieb der elektronischen Akte kann die Gerichtsleitung 
des von den Störungen betroffenen Gerichts anordnen, 
dass eine Ersatzakte in Papierform geführt wird. Diese 
ist in die elektronische Form zu übertragen, sobald die 
Störung behoben ist.

§ 6
Geltung der Aktenordnungen

Im Übrigen bleiben die Aktenordnungen unberührt.

§ 7
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 1. März 2020 in Kraft.

Düsseldorf, den 3. Februar 2020

Der Minister der Justiz
des Landes Nordrhein-Westfalen

Peter  B i e s e n b a c h
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Anlage zu § 1 Absatz 1 
 
Nr. Gericht 
1. Arbeitsgericht Aachen 
2. Arbeitsgericht Krefeld 
3. Arbeitsgericht Rheine 

 
 

– GV. NRW. 2020 S. 148
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7123

Verordnung
über die Durchführung von Ausgleichsmaßnahmen 
nach dem Berufsqualifi kationsfeststellungsgesetz 

Nordrhein-Westfalen für das akademische 
 Berufsbild „staatlich anerkannte Heilpädagogin“ 

oder „staatlich anerkannter Heilpädagoge“
Vom 31. Januar 2020

Auf Grund des § 11 Absatz 2 Satz 3 des Berufsqualifi ka-
tionsfeststellungsgesetzes Nordrhein-Westfalen vom 28. 
Mai 2013 (GV. NRW. S. 272), verordnet das Ministerium 
für Arbeit, Gesundheit und Soziales:

§ 1 
Ausgleichsmaßnahmen

(1) Beantragt eine Person mit einem im Ausland er-
worbenen Bildungsabschluss in Nordrhein-Westfalen die 
Befugnis zur Aufnahme oder Ausübung des Berufs 
„staatlich anerkannte Heilpädagogin“ oder „staatlich 
anerkannter Heilpädagoge“ nach akademischer Ausbil-
dung, prüft die zuständige Stelle, ob die im Ausland er-
worbene Berufsqualifi kation gleichwertig mit der lan-
desrechtlich geregelten Berufsqualifi kation ist. Sofern 
die zuständige Stelle wesentliche Unterschiede zwischen 
beiden Bildungsabschlüssen feststellt, kann die antrag-
stellende Person diese Unterschiede durch den erfolg-
reichen Abschluss einer der folgenden Maßnahmen aus-
gleichen. 

(2) Ausgleichsmaßnahmen sind nach Wahl der antrag-
stellenden Person

1.  die erfolgreiche Absolvierung eines Anpassungslehr-
gangs oder 

2.  das erfolgreiche Ablegen einer Eignungsprüfung.

Bei der Ausgestaltung der Ausgleichsmaßnahmen wer-
den die vorhandenen Berufsqualifi kationen der antrag-
stellenden Person berücksichtigt. Der Inhalt der Aus-
gleichsmaßnahmen beschränkt sich auf die festgestellten 
wesentlichen Unterschiede.

(3) Die Ausgleichsmaßnahmen werden an Hochschulen 
durchgeführt. Die zuständige Stelle übermittelt der an-
tragstellenden Person gleichzeitig mit der Feststellung 
nach Absatz 1 eine Liste der Hochschulen in Nordrhein-
Westfalen, die Ausgleichsmaßnahmen anbieten. Zur 
Durchführung einer Ausgleichsmaßnahme wendet sich 
die antragstellende Person nach eigener Wahl an eine der 
aufgeführten Hochschulen.

(4) Für die Durchführung der Ausgleichsmaßnahmen er-
heben die Hochschulen Gebühren oder Entgelte von der 
antragstellenden Person.

§ 2 
Sprachkenntnisse

Die Ausgleichsmaßnahmen werden in deutscher Sprache 
durchgeführt. Die antragstellende Person soll zu Beginn 
der Ausgleichsmaßnahme über deutsche Sprachkennt-
nisse in Wort und Schrift verfügen, soweit sie zur erfolg-
reichen Durchführung der Ausgleichsmaßnahme erfor-
derlich sind. Das Nähere regeln die Hochschulen, die die 
Ausgleichsmaßnahmen anbieten.

§ 3 
Anpassungslehrgang

(1) Der Anpassungslehrgang gemäß § 1 Absatz 2 Satz 1 
Nummer  1 ist nach Maßgabe der ausgewählten Hoch-
schule zu absolvieren. 

(2) An der Hochschule bestehende Möglichkeiten der 
Nutzung von fachspezifi schen e-Learning-Angeboten 
und Lernplattformen sollen der antragstellenden Person 
zugänglich gemacht werden. 

(3) Der Anpassungslehrgang darf eine Dauer von drei 
Jahren nicht überschreiten.

(4) Über die erfolgreiche Teilnahme am Anpassungslehr-
gang stellt die Hochschule der teilnehmenden Person 
eine Bescheinigung zur Vorlage bei der zuständigen 
Stelle aus. In der Bescheinigung sind die erfolgreich ver-
mittelten Lehrinhalte darzustellen.

§ 4 
Eignungsprüfung

(1) Die Eignungsprüfung gemäß §  1 Absatz  2 Satz  1 
Nummer 1 ist eine ausschließlich die berufl ichen Kennt-
nisse betreffende Prüfung, mit der die Fähigkeiten beur-
teilt werden, die Aufgaben des akademischen Berufsbil-
des „staatlich anerkannte Heilpädagogin“ oder „staat-
lich anerkannter Heilpädagoge“ wahrzunehmen. Es ist 
sicherzustellen, dass die Eignungsprüfung innerhalb von 
sechs Monaten, nachdem die antragstellende Person ihre 
Entscheidung hierfür bei der zuständigen Stelle ange-
zeigt hat, abgelegt werden kann. Der antragstellenden 
Person obliegt es, frühzeitig Kontakt zur ausgewählten 
Hochschule aufzunehmen, um einen Prüfungstermin für 
die Eignungsprüfung zu vereinbaren. 

(2) Die Eignungsprüfung besteht aus einem schriftlichen 
und mündlichen Teil. Die Einzelheiten regelt die Hoch-
schule.

(3) Die Eignungsprüfung gilt insgesamt als bestanden, 
wenn sämtliche Prüfungsinhalte einzeln mit der Feststel-
lung „bestanden“ bewertet werden. Über die erfolgreiche 
Teilnahme an der Eignungsprüfung stellt die Hochschule 
eine Bescheinigung zur Vorlage bei der zuständigen 
Stelle aus. In der Bescheinigung sind die Prüfungsin-
halte und die Einzelbewertungen anzugeben.

§ 5 
Nachteilsausgleich bei Behinderung oder 

chronischer Erkrankung

(1) Macht eine antragstellende Person glaubhaft, dass 
sie  wegen einer Behinderung oder chronischen Erkran-
kung nicht in der Lage ist, die Ausgleichsmaßnahme 
ganz oder teilweise in der vorgesehenen Form oder in-
nerhalb der vorgesehenen Zeit abzulegen, trifft die 
Hochschule angemessene Vorkehrungen im Sinne des § 3 
des Behindertengleichstellungsgesetzes Nordrhein-West-
falen vom 16. Dezember 2003 (GV. NRW. S. 766), das zu-
letzt durch Gesetz vom 11. April 2019 (GV. NRW. S. 207) 
geändert worden ist, damit die Maßnahme absolviert 
werden kann. Insbesondere kann die Hochschule bei 
Prüfungen die Bearbeitungszeit angemessen verlängern 
oder andere angemessene Prüfungserleichterungen ge-
währen.

(2) Bei Entscheidungen nach Absatz  1 ist die oder der 
Beauftragte für Studierende mit Behinderung oder chro-
nischer Erkrankung zu beteiligen.

§ 6 
Übergangsregelung

Wurden Ausgleichsmaßnahmen vor Inkrafttreten dieser 
Verordnung bereits begonnen, werden diese nach den bis 
dahin geltenden Voraussetzungen beendet.

§ 7 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft und am 31. Dezember 2026 außer Kraft.

Düsseldorf, den 31. Januar 2020  

Der Minister 
für Arbeit, Gesundheit und Soziales 

des Landes Nordrhein-Westfalen

Karl-Josef  L a u m a n n 

– GV. NRW. 2020 S. 151
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7123

Fünfte Verordnung zur Änderung der Prüfungs- 
und Schlichtungsverordnung

Vom 7. Februar 2020

Auf Grund des § 47 Absatz 1 des Berufsbildungsgesetzes 
vom 23. März 2005 (BGBl. I S. 931) sowie auf Grund des 
Beschlusses des Berufsbildungsausschusses vom 27. Sep-
tember 2019 nach §  79 Absatz  4 Satz  1 des Berufs-
bildungsgesetzes verordnet das Ministerium für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales:

Artikel 1

In § 26 Absatz 2 Satz 2 der Prüfungs- und Schlichtungs-
verordnung vom 1. Oktober 2010 (GV. NRW. S. 606), die 
zuletzt durch Verordnung vom 31. Januar 2018 (GV. NRW. 
S. 107) geändert worden ist, wird das Wort „vier“ durch 
das Wort „drei“ ersetzt. 

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft.

Düsseldorf, den 7. Februar 2020

Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales 
des Landes Nordrhein-Westfalen

Im Auftrag

Hans Peter  Z i m p l

Genehmigung

Die Verordnung zur Änderung der Prüfungs- und 
Schlichtungsverordnung wird hiermit gemäß §  47 Ab-
satz 1 Satz 2 des Berufsbildungsgesetzes genehmigt.

Düsseldorf, den 7. Februar 2020

Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales
des Landes Nordrhein-Westfalen

Im Auftrag

Birgit  S z y m c z a k

– GV. NRW. 2020 S. 152

Verordnung
über die Festsetzung der Umlage der

Landwirtschaftskammer Nordrhein-Westfalen
für das Haushaltsjahr 2020

Vom 29. Januar 2020

Auf Grund des § 2 Absatz 1 des Umlagegesetzes vom 17. 
Juli 1951 (GV. NRW. S. 87), der durch Gesetz vom 15. De-

zember 2005 (GV. NRW. S. 950) geändert worden ist, ver-
ordnet das Ministerium für Umwelt, Landwirtschaft, 
Natur- und Verbraucherschutz:

§ 1
Höhe der Umlage

Für die Landwirtschaftskammer Nordrhein-Westfalen 
wird die Umlage für das Haushaltsjahr 2020 entspre-
chend dem Beschluss der Hauptversammlung der Land-
wirtschaftskammer vom 6. Dezember 2019 auf 8,50 vom 
Tausend des Einheitswertes festgesetzt.

§ 2
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2020 
in Kraft.

Düsseldorf, den 29. Januar 2020

Die Ministerin für Umwelt, 
Landwirtschaft Natur- und Verbraucherschutz 

des Landes Nordrhein-Westfalen

Ursula  H e i n e n - E s s e r

– GV. NRW. 2020 S. 152

Bekanntmachung
des Tags des Inkrafttretens des Abkommens 

über den Austritt des Vereinigten Königreichs 
Großbritannien und Nordirland aus der 

Europäischen Union und der 
Europäischen Atomgemeinschaft 

Vom 30. Januar 2020

Das Abkommen über den Austritt des Vereinigten König-
reichs Großbritannien und Nordirland aus der Europäi-
schen Union und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(ABl. C 384 I vom 12.11.2019, S.  1) tritt am 1. Februar 
2020 in Kraft. Damit tritt das Brexit-Übergangsgesetz 
des Landes Nordrhein-Westfalen vom 26. Februar 2019 
(GV. NRW. S. 132) gemäß seinem § 3 Satz 2 ebenfalls am 
1. Februar 2020 in Kraft. 

Düsseldorf, den 30. Januar 2020

Der Minister für Bundes- und 
Europaangelegenheiten sowie Internationales 

des Landes Nordrhein-Westfalen

Dr. Stephan  H o l t h o f f - P f ö r t n e r

– GV. NRW. 2020 S. 152
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